
 

Geschäftsstelle Ortsbeiräte Telefon: 0641 306-1075 Datum:  06.02.2009 
Auskunft erteilt: Frau Braungart Telefax: 0641 306-2700  
Südanlage 5, 35390 Gießen E-Mail: ortsbeiraete@giessen.de  

N i e d e r s c h r i f t  

zur 18. Sitzung des Ortsbeirates Lützellinden 

am Mittwoch, dem 28.01.2009, 

im Gemeindesaal Lützellinden, Zum Dorfplatz 6, 35398 Gießen-Lützellinden. 

Sitzungsdauer: 20:10 – 22:10 Uhr 

 
Teilnehmer/-innen: 
 
Herr Markus Sames CDU  
Herr Carsten Zörb CDU  
Frau Petra Norsch LWG  
Herr Uwe Schmidt LWG  
Herr Karl Heinz Föhre SPD  
Herr Rolf Krieger SPD Stellv. Ortsvorsteher 
Frau Elke Koch-Michel Bürgerliste Lützellinden  
 
Vom Magistrat: 
 
Herr Dr. Volker Kölb  Stadtkämmerer 
Herr Thomas Rausch Stadtrat 
 
Von der Verwaltung: 
 
Herr Dr. Holger Hölscher Stadtplanungsamt 
Herr Peter Kreisl Hessen Agentur 

Stadtentwicklung 
Entschuldigt: 
 
Herr Jörg Asboe CDU Ortsvorsteher 
Herr Rolf Luh LWG  
 
Für die Geschäftsstelle der Ortsbeiräte: 
 
Frau Sandra Walther  Schriftführerin 
 

Universitätsstadt Gießen 
 

Ortsbeirat Lützellinden 
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Geänderte Tagesordnung: 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung 
  
2. Feststellung der Tagesordnung 
  
3. Genehmigung der Niederschrift der 17. Sitzung des 

Ortsbeirates am 10.12.2008 
  
4. Information des Magistrats zur künftigen 

Entwicklungsstrategie für die gewerbliche Großfläche 
Gießen-Lützellinden; 
Antrag des Magistrats vom 08.01.2009 

STV/2017/2008

  
5. Aufhebung der Satzung über das besondere Vorkaufsrecht; 

Dringlichkeitsantrag der Bürgerliste Lützellinden und LWG-
Fraktion 

  
6. Großgewerbefläche Lützellinden; 

Dringlichkeitsantrag der Bürgerliste Lützellinden und LWG-
Fraktion vom 28.01.2009 

  
7. Ergebniskontrolle der Anträge aus den letzten Sitzungen 
  
8. Mitteilungen und Anfragen 
  
9. Bürgerfragestunde 
  
 
 
 
 
Abwicklung der geänderten Tagesordnung: 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung 
  
 Der stellvertretende Ortsvorsteher Herr Krieger eröffnet die 18. Sitzung und 

begrüßt die Anwesenden. Er stellt fest, dass der Ortsbeirat beschlussfähig ist. 
Gegen die Form und die Frist der Einladung werden keine Einwände erhoben. 

  



– 3 – 

2. Feststellung der Tagesordnung 
  
 Die Bürgerliste Lützellinden und die LWG-Fraktion bringen gemeinsam 2 

Dringlichkeitsanträge „Aufhebung der Satzung über das besondere 
Vorkaufsrecht“ und „Großgewerbefläche Lützellinden“ ein.  
Stellv. Ortsvorsteher Krieger möchte beide Anträge zusammen abgestimmt 
haben. Es erhebt sich kein Widerspruch und ist so beschlossen. 
Der Dringlichkeit beider Anträge wird einstimmig zugestimmt und unter TOP 5 
und TOP 6 in die Tagesordnung aufgenommen. 
 

 Frau Koch-Michel schlägt vor, den TOP „Genehmigung der Niederschrift der 
Sitzung des Ortsbeirates am 10.12.2008“ unter TOP 3 zu behandeln. 
Es erhebt sich kein Widerspruch und ist so beschlossen. 
 

  
3. Genehmigung der Niederschrift der 17. Sitzung des Ortsbeirates am 

10.12.2008 
  
 Die Niederschrift der 17. Sitzung des Ortsbeirates am 10.12.2008 wird 

einstimmig genehmigt. 
 

  
4. Information des Magistrats an die Stadtverordneten-

versammlung zur künftigen Entwicklungsstrategie für die 
gewerbliche Großfläche Gießen-Lützellinden 
- Antrag des Magistrats vom 08.01.2009 - 

STV/2017/2008

  
 Antrag: 

„1. Der empfohlenen Handlungsstrategie für die Entwicklung der gewerblichen 
Großfläche mit einer ersten Ausbaustufe von ca. 25 ha Größe - in 
Gegenlage der Autobahnanschlussstelle Gießen-Lützellinden - wird 
zugestimmt. 

2. Die einleitenden Planungsschritte einschließlich der 
bodenordnungsrechtlichen Verfahrensdurchführung werden zunächst in der 
hoheitlichen Eigenverantwortung der Universitätsstadt Gießen in Angriff 
genommen.“ 

 
Begründung: 
Einleitung 
In dem Sachstandsbericht zur Entwicklung der „Gewerblichen Großfläche 
Gießen-Lützellinden“ vom 24.07.2008 an die Stadtverordnetenversammlung ist 
der Umfang der durchgeführten Analysen und Studien zu den 
Realisierungsmöglichkeiten dargestellt. Zwischenzeitlich sind die vorbereitenden 
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Untersuchungen für das Projekt soweit fortgeschritten, dass Prioritäten für eine 
Handlungsoption zu der weiteren Konkretisierung und Planung gesetzt werden 
können. 
 
Die bisherigen Rahmenbedingungen für diese Planung, insbesondere die 
Festlegung der Fläche als „Bereich für Industrie und Gewerbe - Zuwachs“ im 
Regionalplan Mittelhessen 2001, die Konkretisierung der raumordnerischen 
Festlegung durch die Abweichungszulassung vom 24.02.2006 sowie der 
gezielte Grunderwerb durch die Universitätsstadt Gießen dokumentieren eine 
intensive Vorbereitung des Projekts. Darüber hinaus ist die „Gewerbliche 
Großfläche Gießen-Lützellinden“ als wesentlicher Bestandteil in das 
„Strategische und räumliche Entwicklungskonzept – Masterplan Gießen 2020“ 
(2004) einbezogen.  
 
Die vorbereitenden Untersuchungen sowie die Machbarkeitsstudie zur 
Konkretisierung der städtebaulichen Aspekte und der planungsrechtlichen 
Instrumente finden ihren Abschluss in der seit Spätherbst 2008 endgültig 
vorliegenden „Machbarkeitsstudie Stufe 3 – Aktualisierung 2008“ - erarbeitet 
von der HA Stadtentwicklungsgesellschaft mbH, Wiesbaden.  
 
Aktuelle Erkenntnisse 
Ergebniszusammenfassung der Machbarkeitsstudie 
 
Mit der vorliegenden abschließenden Aktualisierung der Machbarkeitsstudie - 
Stufe 3 wird nach den rechtlich verbindlichen Kriterien zur Ausweisung einer 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme festgestellt, dass ein strukturell 
bedingter Nachfrageüberhang nach Arbeitsplätzen zwar weiterhin vorliegt, ein 
höherer Bedarf an Industrie- und Gewerbeflächen aber aufgrund der in den 
letzten Jahren nachgelassenen Nachfrage sowie dem zugenommenen bzw. 
zunehmenden Flächenangebot nur bedingt gegeben ist. Im Vergleich zu der 
Untersuchung aus dem Jahr 2005 ist der Bedarf an Flächen > 8 ha von 47 - 50 
ha bis zum Jahr 2020 auf 19 - 24 ha bis 2018 gesunken. Im Segment < 8 ha 
ist sogar mit einem rechnerischen Angebotsüberhang von 22 ha bis zum Jahr 
2018 zu rechnen. Als Ursache ist insbesondere das gestiegene Angebot an 
Industrie- und Gewerbeflächen im Umland zu nennen. Die Festlegungs-
voraussetzungen für eine Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme nach § 165 
BauGB sind nun anhand der veränderten Nachfragesituation und erweiterter 
Baulandangebote im Untersuchungsraum, u. a. auch infolge des Vorranggebiets 
Industrie und Gewerbe am „Pfaffenpfad“ in Großen-Linden, nicht mehr 
gegeben. Nach Beachtung der aktuellen höchstrichterlichen Rechtsprechung zu 
planerischen Vergleichsprojekten ist eine klagefeste Umsetzung mittels dieser 
Strategie nicht mehr gesichert. Daher ist eine alternative Durchführungsstrategie 
festzulegen.  
 



– 5 – 

Die Machbarkeitsstudie stellt vor dem Hintergrund der begutachteten Situation 
zunächst fünf mögliche Handlungsoptionen mit ihren Vor- und Nachteilen 
gegenüber (s.u.): 
1. Großfläche mit Städtebaulicher Entwicklungsmaßnahme (SEM)  
2. Großfläche ohne Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme  
3. Teilfläche „Kleine und mittlere Unternehmen“ (KMU) 
4. Moratorium 
5. Nullvariante 
 
Gegenüberstellung der vorgeschlagenen Handlungsoptionen: 
(1) Großfläche mit Städtebaulicher Entwicklungsmaßnahme (SEM als 
besonderer Vorteil für Grunderwerb bzw. Bodenordnung): 
Das „besondere“ öffentliche Interesse als Voraussetzung für die Anwendung des 
besonderen Städtebaurechts wird rechtlich nicht zu begründen sein. Diese 
Handlungsoption wird nicht zu realisieren sein, sie muss inzwischen als „nicht 
klagefest“ gewertet werden und kann dabei zu erheblichen 
kommunalwirtschaftlichen Risiken führen. 
 
(2) Großfläche ohne Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme:  
Die bisherigen Planungsparameter (großflächiger Entwicklungsbereich, große 
Grundstückszuschnitte als besonderes Angebotsmerkmal für dieses 
Nachfragesegment) werden beibehalten; ggf. kann der Gesamtflächenumfang 
reduziert bzw. im Rahmen der stufenweisen Erschließung bedarfsgerecht 
ausgeschöpft werden. Die Bodenordnung erfolgt im Zuge der 
Bebauungsplanung und ist daher mit größerem Zeitfaktor zu kalkulieren.  
 
Der Unterschied zwischen (1) und (2) liegt im Wesentlichen in dem Zeitaufwand 
und ggf. den damit verknüpften Kosten; die Nachfrage bzw. die 
Veräußerungschancen der Grundstücke sind bei beiden Alternativen ähnlich 
einzuschätzen.  
 
(3) Teilfläche „Kleine und mittlere Unternehmen“ (KMU): 
Die Entwicklung als Angebotsfläche für kleine und mittlere Unternehmen eröffnet 
die Möglichkeit, eine gewerbliche Nutzung (zunächst) auch kleinflächig zu 
realisieren. Diese Handlungsoption bedeutet eine Angebotskonkurrenz zu 
anderen noch zu vermarktenden Standorten; sie folgt nicht der für die städtische 
Flächenentwicklung gesetzten Priorität bei Konversionsstandorten bzw. 
vorrangiger Innenentwicklung.  
Das Angebot in diesem Marktsegment ist bereits im Stadtgebiet Gießen sowie 
auch in den meisten Nachbarkommunen groß, so dass der Erfolg einer 
kleinteiligen und im Verhältnis teureren Neuerschließung angezweifelt werden 
kann. Das Entwicklungsziel mit dem besonderen Herausstellungsmerkmal eines 
Flächenangebots für größere Betriebe/Betriebsflächen ist mit dieser Variante 
nicht weiter verfolgt.   
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(4) Moratorium: 
Die Offenhaltung von Handlungsoptionen und Verschiebung der Entscheidung 
kann aufgrund der aktuellen Rahmenbedingungen (gering eingeschätzte 
Nachfrage, Unsicherheiten auf dem Finanz- und Immobiliensektor) als 
Alternative gesehen werden. Sie bedeutet jedoch das Herausschieben einer 
Entscheidung über das Projekt und vor allem zu den Fragen der Fortsetzung 
(oder Einstellung) des Grunderwerbs bzw. der künftigen Verwertung bisher 
erworbener Grundstücke, - trotz gegebener Entscheidungsreife. 
 
(5) Nullvariante: 
Die Aufgabe der bisherigen Planung bedeutet in der Konsequenz auch den 
Verzicht auf ein qualifiziertes Flächenangebot für eventuelle Ansiedlungs-
wünsche und -anfragen im Zentralbereich der Region Mittelhessen.  
 
Ein vollständiger Verzicht oder ein Moratorium würden den Verzicht auf die 
Schließung einer Angebotslücke im Flächenportfolio und einen wirtschaftlichen 
Verlust aufgrund der erworbenen Grundstücke und Planungskosten bedeuten.  
Eine Änderung hin zu einem kleinteiligeren Flächenangebot würde die bisherige 
Strategie bzw. den Entwicklungsansatz verlassen und mit anderen Flächen 
innerhalb der Stadt und des näheren Umlandes konkurrieren. Die Vermarktung 
der Innenbereichsflächen (z.B. Fa. Bänninger, US-Depot, Technologie- und 
Gewerbepark Leihgesterner Weg) würde dadurch deutlich erschwert. 
 
Bewertung mit Bezug auf die Planungen zum Gewerbegebiet „Pfaffenpfad“ der 
Stadt Linden: 
Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme ist infolge der regionalplanerischen 
Abweichungsentscheidung für die Flächen am Pfaffenpfad, und weil sie im 
Regionalplan 2008 als Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe als Ziel der 
Raumordnung aufgenommen wurde, nicht mehr realisierbar. Der Magistrat 
musste deshalb seine bisherige Prognose zum Bedarf an Arbeitsstätten nach § 
165 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB aktualisieren. Die vorbereitende Untersuchung 
kommt nunmehr zu dem Ergebnis: 
 
'In Frage gestellt wird die geplante gewerbliche Großfläche weiter durch das 
strittige Vorhaben Pfaffenpfad auf der Gemarkung Linden. Sofern hier 
Großflächen (mehr als 8 ha) angeboten werden, stünde in unmittelbarer 
räumlicher Nähe eine direkte Konkurrenzfläche zur Verfügung.' 
 
Der Pfaffenpfad ist auf Großinvestoren orientiert. Das ergibt sich aus der 
Begründung zu dem Abweichungsantrag zu Regionalplan, wie ihn die Stadt 
Linden dem Regierungspräsidium vorgelegt und den das Regierungspräsidium 
befürwortet hat. Dies macht die Ausweisung eines städtebaulichen 
Entwicklungsbereichs rechtlich unmöglich, weil sich der erhöhte Bedarf an 
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Arbeitsstätten aus Sicht von potentiellen Investoren für die Fläche in Lützellinden 
nicht mehr nachweisen lässt. Daraus folgt, dass nach der regionalplanerischen 
Zulassung und Ausweisung der Fläche am Pfaffenpfad die städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme rechtmäßig nicht mehr realisierbar ist. 
 
Die Gewerbefläche am Pfaffenpfad wirkt sich insbesondere deshalb negativ auf 
die bisherigen städtischen Planungen aus, weil sie in unmittelbarer Nähe 
vergleichbare Lagegunst aufweist, auf das gleiche Investorenpotential abzielt 
und mit einem erheblich günstigeren Hebesatz für die Gewerbesteuer 
ausgestattet ist. Seit dem Unternehmenssteuerreformgesetz 2008 wirkt sich das 
Gewerbesteuergefälle zwischen Stadt und Umland noch nachteiliger für die 
zentralen Orte aus, weil die Gewerbesteuer nicht mehr als Abzug bei der 
Körperschaftssteuer geltend gemacht werden kann. Daher muss davon 
ausgegangen werden, dass Betriebe, die sich im Bereich des Gießener 
Südkreuzes ansiedeln wollen, zunächst die Fläche am Pfaffenpfad ansteuern 
werden. Damit wird auch die Voraussetzung der zügige Durchführung der 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme nach § 165 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 
BauGB in Frage gestellt. 
 
Weitere Strategieempfehlung zur planerischen Umsetzung 
 
Nach Abwägung aller Vor- und Nachteile der unterschiedlichen Handlungs-
optionen wird vorgeschlagen, die weitere städtische Strategie in Orientierung 
an die Option 2: „Großfläche ohne städtebauliche Entwicklungsmaßnahme“ 
weiterzuverfolgen. Diese Variante stellt eine Angebotsplanung mit der Möglich-
keit größerer Flächenzuschnitte dar, die in der Region verhältnismäßig selten 
vorhanden sind. Sie steht im Einklang mit den Anpassungspflichten des 
Regionalplans, dem städtischen Masterplan Gießen 2020 sowie der städtischen 
Grundhaltung, wie sie in der Klagebegründung zum Gewerbegebiet 
„Pfaffenpfad“ zum Ausdruck kommt (s.o.). Sie entspricht auch am ehesten den 
neuen Ansätzen hinsichtlich einer interkommunalen Verantwortungsausweitung, 
wie sie in den Projekten zum Gewerbeflächenpool und zum Forschungs-
vorhaben REFINA angestrebt wurden. Die Anpassungsfähigkeit an künftige 
gewerbliche Entwicklungen ist hier am höchsten gegeben. Mit einem flexiblen, 
bedarfsgerecht sukzessive ausbaufähigen Erschließungssystem könnte zunächst 
eine erste Entwicklungsstufe vorbereitet werden. 
 
Mit der Strategie für die Weiterführung des Projekts und den Entwicklungsansatz 
als 1. Abschnitt an der L 3054 werden folgende Ziele verbunden: 
- die langfristige planerische Sicherung dieses überregional bedeutsamen 

Standorts im Oberzentrum Gießen und im Zentrum der Region Mittelhessen 
für Ansiedlungsvorhaben der gewerblichen Wirtschaft, 

- die Erfüllung der oberzentralen Funktion der Universitätsstadt Gießen durch 
Bereitstellung des Flächenpotentials in zentraler Lage, 
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- die Anpassung der städtischen Planung/Entwicklung an die Ziele der 
Raumordnung, 

- der aktive Beitrag für die Flächenbereitstellung im Rahmen der 
interkommunalen Kooperation.  

 
Für die Universitätsstadt Gießen bedeutet die Konkretisierung der bisherigen 
Planungen ebenso 
- die Sicherung und den zukunftsorientierten Einsatz der bisher 

aufgewendeten Kosten für den Grunderwerb in diesem Bereich, 
- die rentierliche Verwertung der bisher eingesetzten Kosten für Gutachten und 

Planungsleistungen, 
- die langfristige Sicherung einer im räumlichen Zusammenhang zum 

Gewerbegebiet „Rechtenbacher Hohl“ stehenden Siedlungsarrondierung,  
- die zügige Weiterführung und damit Sicherung des Projekts sowie ein 

deutliches positives Signal zu der aktiven Wahrnehmung ihrer oberzentralen 
Funktionen. 

 
Die Vorhaltung von geeigneten Standorten am Oberzentrum mit Ausrichtung auf 
die überregionale Bedeutung und Nachfrage fungiert als ergänzende Kompo-
nente zu der Reaktivierung von Bestandsflächen (Konversionsflächen) sowie zur 
Intensivierung der kommunalen Zusammenarbeit bei gewerblichen Flächen/ 
Projekten. Während der Planungsphase können unter annehmbaren 
Bedingungen die nachbargemeindlichen Projektbeteiligungen in Betracht 
gezogen werden. 
 
Der Entwicklungsansatz von zunächst ca. 25 ha nutzbarer Gewerbefläche soll 
nördlich der L 3054 gegenüber des Gewerbegebiets „Rechtenbacher Hohl“ 
beplant und erschlossen werden. Mit vorgesehenen Grundstücksgrößen von 
durchschnittlich mindestens 6 ha Grundfläche wird dadurch keine Konkurrenz 
zu den meist kleiner strukturierten Flächenangeboten im Stadtgebiet bzw. den 
Konversionsflächen und der Eigenentwicklung der Nachbargemeinden 
geschaffen. Ebenso entfallen die Mehrkosten für eine kleinteilige Erschließung.  
 
Die durch bisherige Aufkäufe in städtisches Eigentum übernommenen 
Grundstücke werden im Zuge der Umlegung vor allem als Flächentausch auf 
freiwilliger Basis in dem zu überplanenden 1. Abschnitt bzw. in den für 
naturschutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen geeigneten Bereichen 
zusammengeführt. 
 
Handlungsschritte: 
Mit dieser Strategie sind folgende weitere Handlungsschritte verbunden: 
- der Aufstellungsbeschlusses für die Änderung des Flächennutzungsplans für 

die im Regionalplan vorgesehene Gewerbefläche westlich von Lützellinden 
und der Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan für eine Teilfläche 
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von ca. 25 ha in Gegenlage zum Autobahnanschluss Lützellinden, 
- die Erarbeitung eines Erschließungsrahmenplans für die Gesamtfläche sowie 

einer Entwässerungsvorstudie, 
- die Durchführung der Beteiligungsverfahren, 
- die Beendigung der städtebaulichen Maßnahme, 
- die Umlegung, Konzentration und Arrondierung der städtischen 

Eigentumsflächen im südöstlichen Teilbereich an der L 3054, 
- die Vorbereitung der Erschließung, 
- Gespräche führen mit möglichen kommunalen Kooperationspartnern. 
 
Die Stadt Wetzlar wurde bereits über diese künftige Handlungsstrategie 
unterrichtet. 
 

 Diskussion: 
Herr Stadtrat Rausch, Herr Kreisl und Herr Dr. Hölscher informieren zur 
künftigen Entwicklungsstrategie für die gewerbliche Großfläche Gießen-
Lützellinden. 
 
Die gestellten Fragen werden beantwortet. 
 
Frau Koch-Michel teilt mit, dass sie von turnusmäßigen Sitzungen innerhalb der 
letzten drei Monate des Herrn Stadtrates Rausch mit der Stadt Linden und den 
Umlandgemeinden Kenntnis hat. 
 
Herr Stadtrat Rausch erklärt zu Protokoll dass es keine turnusmäßigen Sitzungen 
hinsichtlich dieser Angelegenheit mit Herrn Dr. Lenz gibt. 
 
Herr Stadtrat Rausch möchte seine Erklärung wörtlich im Protokoll festgehalten 
haben: 
„Ich werde, solange ich gewählt werde, von einer Entwicklung der Groß-
gewerbefläche Lützellinden absehen. Mein Anliegen, und das ist das, was ich 
umsetzen möchte für den Magistrat, ist diese 25 ha im Tauschverfahren 
gegenüber der Rechtenbacher Hohl hinzubringen.“ 
 
Frau Koch-Michel schlägt vor, zu diesem TOP die Sitzung für eine 
Bürgerfragestunde zu unterbrechen. 
Es erhebt sich kein Widerspruch und wird einstimmig beschlossen. 
 
Die Sitzung wird für eine Bürgerfragestunde unterbrochen. 
 
Gestellte Fragen werden beantwortet. 
 
Nachdem die Bürgerfragestunde beendet ist, wird die Sitzung fortgesetzt. 
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 Beratungsergebnis: Mehrheitlich abgelehnt 
 (2 Ja-Stimmen: CDU-Fraktion; 5 Nein-Stimmen:  
  Bürgerliste Lützellinden, LWG-Fraktion, SPD-Fraktion) 
 

  
5. Aufhebung der Satzung über das besondere Vorkaufsrecht; 

Dringlichkeitsantrag der LWG-Fraktion und Bürgerliste 
Lützellinden 

  
 Antrag: 

Der Magistrat der Universitätsstadt Gießen wird aufgefordert, die Satzung über 
das besondere Vorkaufsrecht für den städtebaulichen Entwicklungsbereich 
westlich von Lützellinden, Drucksachen Nr. 1077/00 vom 05.12.2000, 
aufzuheben. 
 

 Diskussion: 
Frau Koch-Michel trägt den Dringlichkeitsantrag vor und begründet ihn. 
 

 Beratungsergebnis:  Einstimmig zugestimmt 
 (5-Ja Stimmen: Bürgerliste Lützellinden, LWG-Fraktion, 
  CDU-Fraktion; 2 Stimmenthaltungen: SPD-Fraktion) 
 

  
6. Großgewerbefläche Lützellinden; 

Dringlichkeitsantrag der LWG-Fraktion und Bürgerliste 
Lützellinden vom 28.01.2009 

  
 Antrag: 

Der Magistrat der Universitätsstadt Gießen wird aufgefordert, einen 
Abweichungsantrag für den Regionalplan Mittelhessen zu stellen. Die Fläche 
von ca. 135 ha, westlich von Lützellinden, Großgewerbefläche Lützellinden, 
vorgesehen zur Deckung des kurz- und mittelfristigen Bedarfs für großflächige 
Gewerbe- und Industrieansiedlung, ist im Regionalplan Mittelhessen zu 
streichen. 
 

 Diskussion: 
Herr Schmidt trägt den Antrag vor. 
 
Herr Zörb möchte im Protokoll festgehalten haben, dass er rechtzeitig vor der 
nächsten Sitzung einen Antrag den anderen Fraktionen zukommen lassen wird 
mit der Bitte, dass dieser ein gemeinsamer Antrag aller Fraktionen wird.  
 
Lt. Herrn Zörb hat dieser Antrag folgenden Inhalt, der wörtlich zu Protokoll 
genommen werden soll: 
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„Die 25 ha, die kommen sollen, sollen erst dann kommen dürfen, wenn die 
Rechtenbacher Hohl voll belegt ist.“ 
 

 Beratungsergebnis:  Mehrheitlich abgelehnt 
 (3 Ja-Stimmen: Bürgerliste Lützellinden, LWG-Fraktion;  
  4 Nein-Stimmen: SPD-Fraktion, CDU-Fraktion) 
 

  
7. Ergebniskontrolle der Anträge aus den letzten Sitzungen 
  
 Es liegt nichts vor. 

 
  
8. Mitteilungen und Anfragen 
  
 Rheinfelser Straße 

 
Frau Koch-Michel moniert, dass die Rheinfelser Straße im Zuge der Baumaß-
nahme nicht ordnungsgemäß fertig gestellt wurde, d.h. das Oberflächenwasser 
könne nicht richtig abfließen. Trauergäste mussten bei Regen auf die andere 
Straßenseite ausweichen, um nicht von vorbeifahrenden Autos nass gespritzt zu 
werden. Sie behält sich vor, sollte dieser Mangel nicht innerhalb des nächsten 
halben Jahres behoben werden, Strafanzeige wegen Untätigkeit zu stellen. 
 

 Ausscheiden des Herrn Stadtkämmerers Dr. Kölb 
 
Stellv. Ortsvorsteher Krieger teilt mit, dass Herr Stadtkämmerer Dr. Kölb das 
letzte Mal in offizieller Funktion für den Magistrat an der Ortsbeiratssitzung in 
Lützellinden teilgenommen habe. 
 
Herr Krieger bedankt sich im Namen aller Ortsbeiratsmitglieder für die 
konstruktive Zusammenarbeit und wünscht ihm für den weiteren Lebensweg alles 
Gute. 

  
9. Bürgerfragestunde 
  
 Linie 11 

 
Eine Bürgerin fragt, ob der Bus der Linie 11 zusätzlich durch die Lindenstraße 
und die Taunusstraße fahren kann, dann bräuchten die Bürgerinnen und Bürger, 
die oberhalb der Lindenstraße, Breslauer Straße und Beskidenstraße wohnen 
nicht einen so weiten Fußweg zur Haltestelle zurückzulegen. Alternativ könnte 
auch die Linie 1 in den oben genannten Straßen halten. 
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 Rheinfelser Straße 
 
Ein Bürger kritisiert, dass die Rheinfelser Straße als Rennstrecke genutzt wird. 
Er fragt, ob Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung geplant sind. Weiter will er 
wissen, ob verstärkt Geschwindigkeitsmessungen durchgeführt werden und ob 
Anzeigetafeln angebracht werden können. 
 

 Straßensanierung 
 
Ein Bürger teilt mit, dass der Bund Geld zur Straßensanierung zur Verfügung 
stellt und möchte wissen, ob Lützellinden dabei berücksichtigt wird. 
 
Herr Stadtrat Rausch verneint dies, da der Bund keine Ortsstraßen bezuschusst. 
 

  
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, schließt stellvertretender 
Ortsvorsteher Krieger die Sitzung mit einem Dank für die Mitarbeit der Anwesenden. 
 
Die nächste Sitzung des Ortsbeirates findet am 25.03.2009, um 20:00 Uhr statt. 
 
Antragsschluss bei der Geschäftsstelle ist Montag, 16.03.2009, 8:00 Uhr. 
 
gez. 
 
 
 

  
Rolf Krieger Sandra Walther 
stellv. Ortsvorsteher Schriftführerin 

 




